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Sehr geehrte Damen und Herren, 

herzlich willkommen zu unserer heutigen 

Veranstaltung „Soziale Sicherung und 

internationale Wettbewerbsfähigkeit“, die wir 

in Kooperation mit dem Verband der Privaten 

Krankenversicherung durchführen und auch 

live aus der Bundespressekonferenz in Berlin 

übertragen.  

In genau einem Monat wählen wir einen neuen 

Bundestag und da kommt die heutige 

Veranstaltung gerade recht. Die sozialen 

Sicherungssysteme inklusive der 

Krankenversicherung gehören auf den 

Prüfstand.  

Die neue Bundesregierung muss sich ihrer 

grundlegenden Reform dringend annehmen, 

denn sonst bleibt kein Spielraum für den 

Kurswechsel zu mehr Wachstum.  
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Wir sehen uns mit wachsenden 

Finanzierungslücken in den einzelnen Zweigen 

der Sozialversicherung konfrontiert. 

Vor allem in der gesetzlichen 

Krankenversicherung und der sozialen 

Pflegeversicherung droht sich die 

Beitragssatzspirale in den nächsten Jahren 

stetig zu verschärfen, auch durch unsere 

alternde Gesellschaft.  

In beiden Bereichen sind zuletzt die Beiträge 

gestiegen, um höhere Leistungsausgaben 

gegenzufinanzieren. 

Schon jetzt ist aber klar, dass auch diese 

Beitragssatzanpassungen nicht ausreichen 

werden und weitere Steigerungen 

unausweichlich sind. So hat sich zum 

Jahreswechsel schon gezeigt, dass die 

Zusatzbeiträge faktisch stärker als prognostiziert 

gestiegen sind.  
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Der Gesamtbeitragssatz zur Sozialversicherung 

liegt heute schon bei fast 42 Prozent des 

Bruttoeinkommens. Unserer Studie 

„Sozialversicherung und Lohnzusatzkosten“ 

zufolge steigt er bis 2030 auf satte 45,2 Prozent.  

Ein Anstieg der Beitragssätze um ein paar 

Zehntelprozentpunkte hört sich undramatisch 

an. Aber die Folgen sind sowohl für 

Unternehmen als auch für Versicherte 

gravierend.  

Der von uns entwickelte Arbeitgeber-

Belastungsrechner, den wir gleich vorstellen 

werden, setzt sich mit den Konsequenzen einer 

höheren Beitragsbelastung für den 

Wirtschaftsstandort Deutschland auseinander.  

Dabei geht es nicht nur um den Anstieg der 

Beitragssätze. Im Fokus stehen insbesondere 

die Auswirkungen einer Anhebung der 

Beitragsbemessungsgrenze bei Gesundheit und 
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Pflege, die seitens einzelner Parteien immer 

wieder gefordert wird.  

Das Tool zeigt, wie sich die Lohnzusatzkosten in 

der Kranken- und Pflegeversicherung für den 

Arbeitgeber verändern würden, wenn die 

Beitragsbemessungsgrenze auf das Niveau der 

Rentenversicherung erhöht würde.  

Alternativ lassen sich mit dem Online-Tool auch 

die Auswirkungen von höheren Beitragssätzen 

auf die Lohnzusatzkosten darstellen – für ganze 

Unternehmen oder Betriebe und für Gehälter 

einzelner Mitarbeiter in Euro und Prozent.  

Nicht nur Unternehmen haben so die 

Möglichkeit, die drohende Mehrbelastung bei 

den Personalkosten zu berechnen.  

Auch jeder einzelne Versicherte kann sehen, 

wieviel weniger Netto vom Brutto im 

Geldbeutel bleibt.  



 

„Deutschland und Bayern im Wahljahr: Lage aus Sicht der Arbeitgeber, 23.01.2025 
Bertram Brossardt, Einführung und Begrüßung, LG 

5 

 

Fest steht, dass es über alle Branchen hinweg zu 

teilweise explosionsartigen Steigerungen der 

Lohnzusatzkosten im Bereich der Kranken- und 

Pflegeversicherung um bis zu 46 Prozent käme.  

Aber: Das Steuer- und Abgabevolumen hat in 

Deutschland schon heute im internationalen 

Vergleich ein sehr hohes Niveau erreicht. OECD-

weit liegen wir auf Platz 2 von 38 untersuchten 

Staaten, nur in Belgien ist die Belastung noch 

höher.  

Zusammen mit dem ohnehin hohen Lohnniveau 

sind die Arbeitskosten bei uns also wesentlich 

höher als im EU-Durchschnitt. 

All das gefährdet unsere 

Wettbewerbsfähigkeit. Gelingt es uns nicht, die 

Arbeitskosten zu senken, sind 

Arbeitsplatzverlagerungen ins Ausland, 

steigende Arbeitslosigkeit und 

Wohlstandsverluste unausweichlich. Die 

Standortgefahr ist aktueller denn je.  
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Und auch mit Blick auf die angespannte 

Finanzlage im Bundeshaushalt werden die 

Grenzen der Steuerfinanzierung immer 

deutlicher.  

Daraus folgt: Ein „Weiter so“ ist mit Blick auf die 

bestehende Konjunktur- und Strukturkrise 

ausgeschlossen.  

Reformen sind überfällig, um die Beitragssätze 

wieder auf in Summe unter 40 Prozent zu 

begrenzen und zwar ohne dabei die 

Beitragsbemessungsgrenzen zur 

Sozialversicherung anzuheben.  

Die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 

wäre in dem ohnehin angespannten 

konjunkturellen Umfeld Gift für die 

wirtschaftliche Erholung. 

Die neue Bundesregierung muss in den ersten 

100 Tagen ihrer Amtszeit ein schlüssiges 

Gesamtkonzept für eine grundlegende Reform 

der Sozialversicherungssysteme vorlegen.  
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Der kürzlich vorgebrachte Vorschlag der 

Grünen, künftig Einkünfte aus Kapitalerträgen 

für die Finanzierung der gesetzlichen 

Krankenkassen heranzuziehen, ist falsch – auch 

wenn Arbeitgeber davon nicht betroffen wären.  

Es kann keine Lösung sein, immer mehr Geld in 

das System der gesetzlichen 

Krankenversicherungen zu pumpen.  

Die Idee ist abzulehnen, weil Sie am Kern der 

Probleme vorbeigeht: Vielmehr besteht in der 

Sozialversicherung insgesamt Reformbedarf, um 

die Kosten auf ein erträgliches Maß zu deckeln:  

 

- Wir können nicht stetig die Leistungen 

ausweiten.  

- Wir haben im internationalen Vergleich mit die 

höchsten Gesundheitsausgaben, sind aber 

keineswegs in der Spitzengruppe bei 

Versorgungsqualität und Gesundheitszustand. 

Offenbar nutzen wir unsere Mittel nicht 

effizient. Strukturreformen sind überfällig. 
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- Hinzu kommt: wir müssen die 

Eigenverantwortung stärken. Dazu gehört 

genau wie bei der Altersvorsorge eine private 

Zusatzversicherung in der Pflege.  

- Außerdem gehört die Ausweitung der 

Lebensarbeitszeit dazu.  

- Auch in der gesetzlichen Krankenversicherung 

müssen wir die ehrliche Diskussion führen, 

welche Leistungen solidarisch über 

Sozialabgaben finanziert werden sollen und wo 

der Einzelne gefragt ist.  

In diesem Sinne: Vielen Dank für Ihre 

Aufmerksamkeit. Ich wünsche uns eine 

gelungene Veranstaltung.   


